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Satzung 

 Sportakrobatikverein Grünhain – Schwarzenberg e.V.  

 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr  

(1) Der Verein führt den Namen Sportakrobatikverein Grünhain - Schwarzenberg e.V.,   
abgekürzt „SAV Grünhain/Schwarzenberg e.V.“ 

(2) Sitz des Vereins ist Schwarzenberg. 
(3) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Chemnitz unter der Registernum-

mer VR 15146 eingetragen. 
(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt im Rahmen dieser Satzung ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abga-
benordnung. 

(2) Zweck des Vereins ist die Ausübung und Förderung des Sports in all seinen Ausprä-
gungen und Formen. 

(3) Der Zweck des Vereins wird insbesondere verwirklicht durch: 
 

a) die Förderung der sportlichen und kulturellen Betätigung der Jugend; 
b) die Durchführung von sportlichen Veranstaltungen und Wettkämpfen;  
c) die Organisation des Trainingsbetriebes;  
d) die Ausbildung und Schulung von Übungsleitern und Betreuern. 

 
(4) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke.  
(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 
(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
(7) Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des 

Wertes eines Anteils am Vereinsvermögen. 
(8) Der Verein ist politisch und religiös neutral und steht in all seinen Belangen auf der 

Grundlage der freiheitlich demokratischen Grundordnung. Der Verein fördert die 
Funktion des Sports als verbindendes Element zwischen Nationalitäten, Kulturen, Re-
ligionen und sozialen Schichten. Er bietet Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
unabhängig von Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, Herkunft, Glauben, sozialer 
Stellung oder sexueller Identität eine sportliche Heimat. Mitglieder, die eine mit die-
sen Grundsätzen unvereinbare Gesinnung im Vereinsleben offenbaren, werden aus 
dem Verein ausgeschlossen. 
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§ 3 Mitgliedschaft 

§ 3.1. Mitglieder des Vereins 

(1) Der Verein hat folgende Mitglieder: 

a) ordentliche Mitglieder; 
b) außerordentliche Mitglieder; 
c) fördernde Mitglieder; 
d) Ehrenmitglieder 

(2) Ordentliche Mitglieder sind alle natürlichen Personen. 
(3) Außerordentliche Mitglieder sind juristische Personen. 
(4) Fördernde Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen werden, 

die den Verein und seine Aufgaben ideell oder materiell unterstützen wollen. Sie sind 
beitragsfrei und haben in der Mitgliederversammlung kein Stimmrecht. 

(5) Ehrenmitglieder sind Personen, die sich um die Förderung und die Arbeit des Vereins 
besonders verdient gemacht haben. 

§ 3.2. Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Die Aufnahme des Vereins erfolgt durch Beschluss des Vorstands aufgrund eines 
schriftlichen Aufnahmeantrages, der an den Verein zu richten ist. 

(2) Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der schriftlichen Genehmigung der ge-
setzlichen Vertreter auf dem Aufnahmeantrag, die damit gleichzeitig die Zustimmung 
zur Wahrnehmung der Mitgliederrechte und -pflichten durch den Minderjährigen er-
teilen. Die gesetzlichen Vertreter verpflichten sich damit auch dem Verein gegenüber 
für die Beitragspflichten des Minderjährigen nach dieser Satzung bis zur Volljährig-
keit des Mitglieds persönlich zu haften. 

(3) Mit der Aufnahme erkennt das neue Mitglied die Vereinssatzung an und unterwirft 
sich diesen Regelungen. 

(4) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den Vorstand, die keiner Begründung 
bedarf, ist unanfechtbar. 

(5) Der Vorstand entscheidet über das Aufnahmegesuch, bzw. über die endgültige Mit-
gliedschaft des Bewerbers abschließend. 

(6) Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein. 

§ 3.3. Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft eines Mitglieds endet durch  
 

a) Austritt;  
c) Ausschluss aus dem Verein oder  
d) Tod. 

 
(2) Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Rechte und Pflichten des Mitglieds 

gegenüber dem Verein. 
(3) Bestehende Beitragspflichten (Schulden) gegenüber dem Verein bleiben unberührt. 
(4) Eine einvernehmliche Vereinbarung zwischen dem Verein und einem Mitglied über die 

Beendigung der Mitgliedschaft, neben den Regelungen der Satzung, ist ausgeschlossen.  
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(5) Der Austritt eines Mitglieds kann nur durch schriftliche Erklärung an den Vorstand bis 
zum 30.09. mit Wirkung zum 31.12. des Jahres erklärt werden. Das Mitglied ist für den 
rechtzeitigen Zugang der Kündigung verantwortlich. 

§ 3.4. Ausschluss aus dem Verein 

(1) Der Ausschluss eines Mitgliedes kann durch den Vorstand beschlossen werden, wenn 
das Mitglied: 

 
a) die Bestimmungen der Satzung, der Ordnungen oder die Interessen des Vereins 

verletzt hat; 
b) die Anordnungen und die Beschlüsse der Vereinsorgane nicht befolgt; 
c) mit der Zahlung seiner finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Verein trotz 

zweimaliger schriftlicher Mahnung im Rückstand ist. 
 
(2) Vor der Entscheidung über den Ausschluss hat der Vorstand dem Mitglied Gelegen-

heit zu geben, sich mündlich oder schriftlich zu äußern; hierzu ist das Mitglied unter 
Einhaltung einer Frist von 14 Tagen schriftlich aufzufordern.  

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem betroffe-
nen mittels eingeschriebenen Briefs bekannt zu geben. 

(4) Gegen den Ausschluss steht dem Betroffenen kein internes Berufungsrecht zu, der 
Vorstand entscheidet abschließend. 

§ 3.5. Allgemeine Pflichten der Mitglieder gegenüber dem Verein, Datenschutz, Fotoer-
laubnis 

(1) Der Verein verarbeitet von seinen Mitgliedern personenbezogene Daten, die aus-
schließlich für die Mitglieder- und Beitragsverwaltung benötigt werden. Eine Über-
mittlung der Daten an Dritte (z.B. Fachverbände) erfolgt nur, wenn dies rechtlich er-
forderlich ist. Näheres ergibt sich aus der Datenschutzrechtlinie des Vereins, die auf 
der Homepage des Vereins unter www.sav-schwarzenberg.de eingesehen werden kann 
und die durch den Vorstand erlassen und geändert wird. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein laufend über Änderungen in ihren persön-
lichen Verhältnissen schriftlich zu informieren. Dazu gehören insbesondere: 

a) die Mitteilung von Anschriftenänderungen; 
b) die Mitteilung von Änderungen der Bankverbindung bei der Teilnahme am Ein-

zugsverfahren; 
c) die Mitteilung von persönlichen Veränderungen, die für das Beitragswesen rele-

vant sind. 

(3) Entstehen dem Mitglied Nachteile, weil es seine Mitteilungspflichten gegenüber dem 
Verein nicht erfüllt hat, so erwachsen daraus keine Ansprüche gegen den Verein. 

(4) Entstehen dem Verein Nachteile oder ein Schaden, weil das Mitglied seinen Pflichten 
nicht nachgekommen ist, so ist das Mitglied dem Verein gegenüber zum Ausgleich 
verpflichtet. 

(5) Die Mitglieder wirken an der Arbeit und den Vereinsaktivitäten mit und unterstützen 
und fördern insbesondere die Öffentlichkeitsarbeit und Darstellung des Vereins in den 
Medien – gleich welcher Form (z.B. Tagespresse, Homepage, Social Media). Die Mit-
glieder gestatten dem Verein das Herstellen, Verbreiten und Verwerten von Bildnissen 
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ihrer Person als Mannschafts – oder Einzelaufnahme in jeder Abbildungsform für ei-
gene Zwecke. Einzelheiten dazu regelt die Datenschutzrichtlinie des Vereins. 

§ 3.6. Mitgliederrechte der minderjährigen Vereinsmitglieder 

(1) Kinder bis zum 7. Lebensjahr und andere Personen, die als geschäftsunfähig i.S.d. Re-
gelungen des BGB gelten, können ihre Mitgliederrechte nicht persönlich ausüben, 
diese werden durch ihre gesetzlichen Vertreter wahrgenommen. 

(2) Kinder und Jugendliche zwischen dem 7. und 18. Lebensjahr können die Mitglied-
schaft im Verein nur erwerben, wenn die gesetzlichen Vertreter in den Mitglied-
schaftsvertrag schriftlich eingewilligt haben. 

(3) Kinder und Jugendliche vom 7. bis zum 18. Lebensjahr üben ihre Mitgliederrechte im 
Verein persönlich aus. Ihre gesetzlichen Vertreter sind dagegen von der Wahrneh-
mung ausgeschlossen. 

§ 4. Beitragswesen 

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, Beiträge an den Verein zu leisten, deren Höhe auf 
Vorschlag des Vorstandes von der Mitgliederversammlung per einfachen Beschluss 
festgelegt werden. 

(2) Folgende Beiträge sind zu leisten: 

a) eine einmalige Aufnahmegebühr; 
b) ein monatlicher Mitgliedsbeitrag 

(3) Ehrenmitglieder sind beitragsfrei. 
(4) Die Beitragshöhe kann nach Mitgliedergruppen unterschiedlich festgesetzt werden. 

Die Unterschiede müssen sachlich gerechtfertigt sein. 
(5) Die gesetzlichen Vertreter von minderjährigen Vereinsmitgliedern verpflichten sich 

zur Leistung der Beitragspflichten der Minderjährigen gegenüber dem Verein. 

§ 4.1. Abwicklung des Beitragswesens 

(1) Der Monatsbeitrag ist bis zum 10. des Monats fällig und muss bis dahin auf dem 
Konto des Vereins eingegangen sein. 

(2) Weitere Einzelheiten zum Beitragswesen kann der Vorstand in der Beitragsordnung 
regeln. 

§ 5. Die Vereinsorgane 

Die Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung;   
b) der Vorstand gemäß § 26 BGB. 

§ 6. Vergütung für die Vereinstätigkeit 

(1) Die Organmitglieder des Vereins üben ihre Tätigkeit grundsätzlich ehrenamtlich aus. 
(2) Bei Bedarf können die Ämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ent-

geltlich auf der Grundlage eines Dienst– oder Arbeitsvertrages oder gegen Zahlung 
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einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspauschale) ausgeübt 
werden. 

(3) Sonstige Tätigkeiten für den Verein außerhalb der Organfunktion können gesondert 
vergütet werden (z.B. Übungsleitertätigkeit). 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer ange-
messenen Vergütung (z.B. Dienst- oder Werkleistungen) oder Aufwandsentschädigun-
gen (z.B. an nebenberufliche Übungsleiter) zu beauftragen. Maßgebend ist die Haus-
haltslage des Vereins. 

(5) Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäftsstelle 
ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 
hauptamtliche Beschäftigte anzustellen. 

(6) Die Entscheidung über eine Vergütung der Vereinstätigkeit nach Abs. (2) trifft der 
Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 

§ 7. Anspruch auf Aufwendungs- und Auslagenersatz 

(1) Beauftragte des Vereins und die Inhaber von Vereins- und Satzungsämtern, die ehren-
amtlich für den Verein tätig werden, haben einen Aufwandsersatzanspruch nach § 670 
BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstan-
den sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw. 

(2) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von vier Wochen 
nach der Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn 
die Aufwendungen angemessen und üblich sind und mit Belegen uns Aufstellungen, 
die prüffähig sein müssen, einzeln nachgewiesen werden. 

§ 8. Ordentliche Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das höchste gesetzgebende Organ des Vereins und fin-
det grundsätzlich als Präsenzveranstaltung statt. 

(2) Sofern keine zwingenden gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen, können Mit-
gliederversammlungen in anderer Form auch ohne Anwesenheit der Mitglieder an ei-
nem Versammlungsort, insbesondere im Wege jeder Art von Telekommunikation und 
Datenübertragung, in virtuellen Versammlungen mit audiovisueller Datenübertragung 
und auch in Kombination verschiedener Verfahrensarten angehalten werden. Die Ent-
scheidung über das Verfahren trifft der Vorstand. Wird die Ausübung von Mitglieder-
rechten ohne Anwesenheit am Versammlungsort zugelassen, so muss der Vorstand bei 
der Einberufung angeben, wie die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen 
Kommunikation ausüben können. 

(3) Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet alle vier Jahre statt. 
(4) Der Termin der Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand zwei Monate vorher 

auf der Homepage des Vereins unter www.sav-schwarzenberg.de bekannt gegeben. 
(5) Alle Mitglieder sind berechtigt, bis sechs Wochen vor dem Termin der Mitgliederver-

sammlung schriftlich Anträge zur Tagesordnung mit Begründung beim Vorstand ein-
zureichen. Darauf ist in der Terminankündigung unter Hinweis auf die Frist hinzuwei-
sen. 

(6) Die endgültige Tagesordnung wird vom Vorstand festgelegt und mit den Beschluss-
vorlagen vier Wochen vor der Mitgliederversammlung den Mitgliedern auf der Home-
page des Vereins unter per www.sav-schwarzenberg.de bekannt gegeben. 

(7) Nach Bekanntgabe der Tagesordnung können im Ausnahmefall noch Dringlichkeits-
anträge beim Vorstand bis 14 Tage vor der Mitgliederversammlung mit schriftlicher 
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Begründung eingereicht werden. Als Dringlichkeitsanträge sind nur noch Anträge zu-
lässig, die innerhalb der oben erwähnten Fristen nachweisbar nicht eingereicht werden 
konnten und der Sache nach für den Verein von so herausragender Bedeutung sind, 
dass sie in die Tagesordnung der Mitgliederversammlung aufzunehmen sind. Der Vor-
stand muss diese Anträge sofort per Internet bekannt geben. Ferner ist erforderlich, 
dass die Mitgliederversammlung den Antrag mit einer 2/3 Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen in die Tagesordnung aufnimmt. Anträge auf Satzungsänderung können nicht 
per Dringlichkeitsantrag gestellt werden. 

(8) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die Mitgliederversammlung wird 
durch ein Vorstandsmitglied geleitet. 

(9) Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen. Wenn der Antrag 
auf geheime Abstimmung gestellt wird, entscheidet darüber die Mitgliederversamm-
lung mit einfacher Mehrheit. 

(10) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen und ungültig Stimmen werden 
nicht berücksichtigt. Beschlüsse über die Änderung der Vereinssatzung werden einer 
Mehrheit von ¾ der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst.  

(11) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich Der Versammlungsleiter kann 
Gäste zulassen, über die Zulassung von Medienvertretern beschließt die Mitglieder-
versammlung. 

§ 9. Außerordentliche Mitgliederversammlung 

(1) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dies im Inte-
resse des Vereins erforderlich ist. Diese kann vom Vorstand oder im Rahmen eines 
Minderheitenverlangens von mindesten 20% der Vereinsmitglieder beantragt werden. 
Der Vorstand muss innerhalb von vier Wochen eine Entscheidung fällen und einen 
Termin bekannt geben. 

(2) Die Ladungsfrist beträgt dann vier Wochen. 
(3) Die Bekanntmachung und Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversamm-

lung, sowie der Tagesordnung erfolgt schriftlich. 
(4) Im Übrigen gelten die Regelungen für die ordentliche Mitgliederversammlung analog. 

§ 10. Ordentliche Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich zuständig für folgende Vereinsangelegenhei-
ten: 

a) Entgegennahme und Beschlussfassung über den Tätigkeitsbericht des Vorstands, des 
Geschäfts- und Kassenberichts und des Berichts der Rechnungsprüfung; 

b) Entlastung des Vorstandes;  
c) Beschlussfassung über Satzungsänderungen;  
d) Wahl und Abberufung des Vorstands und der Rechnungsprüfer;  
e) Beschlussfassung über die Beiträge;   
f) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 
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§11.  Protokollierung der Beschlüsse  

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung, des Vorstandes, des erweiterten Vorstandes, 
der Ausschüsse ist jeweils ein Protokoll an zu fertigen, das vom Versammlungsleiter und dem 
von ihm bestimmten Protokollführer zu unterzeichnen ist.  

 
§ 12. Vorstand gemäß § 26 BGB 

(1) Der Vorstand gemäß § 26 BGB besteht aus 

a) dem Vorsitzenden; 
b) der stellvertretenden Vorsitzenden; 
c) der Schatzmeister. 

(2) Die Vorstandsmitglieder sind einzelvertretungsberechtigt. 
(3) Die Amtszeit des Vorstandes beträgt vier Jahre. 
(4) Der Vorstand bleibt so lange im Amt, bis ein neuer gewählt ist. Dies gilt auch für ein-

zelne Vorstandmitglieder.   
(5) Scheidet ein einzelnes Vorstandmitglied während der laufenden Amtsperiode gleich 

aus welchem Grund aus, so kann die Mitgliederversammlung ein kommissarisches 
Vorstandsmitglied berufen. Diese Berufung ist auf jeden Fall auf die restliche Amtspe-
riode des Vorstandes beschränkt und wird mit der regulären Wahl durch die nächste 
Mitgliederversammlung hinfällig. 

(6) Personalunion zwischen den einzelnen Ämtern des Vorstands ist unzulässig. 

§ 13. Bestellung des Vorstands 

(1) Die Bestellung der Vorstandmitglieder erfolgt durch Wahl in der Mitgliederversamm-
lung. 

(2) Es sind getrennte Wahlvorgänge für jede Vorstandsfunktion durchzuführen. 

§ 14. Amtsenthebung des Vorstands 

(1) Durch die Mitgliederversammlung können Mitglieder des Vorstands aus wichtigem 
Grund mit sofortiger Wirkung von ihrem Amt entbunden werden. Ein solcher Grund 
liegt insbesondere bei grober Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsgemä-
ßen Amtsführung, sowie bei der Gefährdung der Vereinsinteressen vor. 

(2) Vor der Beschlussfassung ist dem betroffenen Vorstandsmitglied Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben (rechtliches Gehör). Für den Entbindungsbeschluss bedarf es 
einer Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder. Stimmenthaltung und 
ungültige Stimmen werden nicht berücksichtigt. Die Abstimmung muss geheim erfol-
gen. 

(3) Das entbundene Vorstandsmitglied ist für die restliche Amtszeit kommissarisch zu er-
setzen. Die Entscheidung dazu trifft die Mitgliederversammlung per einfachen Be-
schluss. Die Änderung ist im Vereinsregister durch den Vorstand anzumelden. 
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§ 15. Beschlussfassung des Vorstands, Vorstandssitzung 
 
(1) Der Vorstand entscheidet im Rahmen der ihm zugewiesenen Aufgaben durch Be-

schluss. Beschlüsse werden grundsätzlich in Präsenzsitzungen gefasst, die der Vorsit-
zende leitet. Bei dessen Abwesenheit beschließen die Vorstandsmitglieder, wer die Sit-
zung leitet.  

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Vorstandssitzung ordnungsgemäß einberufen 
wurde und an der Sitzung mindestens die Hälfte der amtierenden Mitglieder teilnimmt.  

(3) Der Vorstand ist auch dann beschlussfähig und in der Geschäftsführung nicht be-
schränkt, wenn er – gleich aus welchem Grund – nach den Regelungen dieser Satzung 
nicht vollständig besetzt ist.  

(4) Sitzungen des Vorstands sind mindestens zwei Wochen vorher unter Angabe der vor-
läufigen Tagesordnung einschließlich vorliegender Anträge und Antragsunterlagen ein-
zuberufen. Die Vorstandsmitglieder können einstimmig auf die Einhaltung der La-
dungsvoraussetzungen verzichten. Über spätere – auch während der Sitzung – hinzu-
kommende, weitere Tagesordnungspunkte kann wirksam beschlossen werden, wenn 
alle Vorstandsmitglieder dem zugestimmt haben. 

(5) Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 

(6) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren. Die Vorstandsmitglieder erhalten 
das Protokoll der Sitzung per E-Mail zugestellt. Das Protokoll gilt am zweiten Tag nach 
der Absendung als zugegangen. 

(7) Die Beschlussfassung im Vorstand ist auch hybrid oder im Rahmen einer Video-Kon-
ferenz, einer Telefonkonferenz oder in anderer vergleichbarer Form der Beschlussfas-
sung zulässig. Die Entscheidung darüber trifft der Vorsitzende. Ein in diesem Verfahren 
gefasster Beschluss ist wirksam, wenn ein Vorstandsmitglied nicht innerhalb einer Wo-
che nach Zugang des Protokolls dem Beschluss schriftlich widerspricht.  

(8) Im Einzelfall kann der Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über einzelne 
Gegenstände im schriftlichen Umlaufverfahren per E-Mail erfolgt. Für die erforderliche 
Mehrheit bei der Entscheidung im Umlaufverfahren gelten die allgemeinen Regelungen 
dieser Satzung über die Beschlussfassung des Vorstands.  
Die Frist zur Beschlussfassung legt der Vorsitzende im Einzelfall fest, sie muss min-
destens fünf Arbeitstage ab Zugang der E-Mail-Vorlage betragen. Wenn ein Vorstands-
mitglied innerhalb dieser Frist der Beschlussfassung um Umlaufverfahren per E-Mail 
an den Vorsitzenden widerspricht, muss die Beschlussfassung in einer ordnungsgemä-
ßen Vorstandssitzung erfolgen. Wenn ein Vorstandsmitglied innerhalb der gesetzten 
Frist keine Stimme abgibt, gilt dies nicht als Zustimmung und das Umlaufverfahren ist 
gescheitert. 
 

§ 16. Aufgaben des Vorstands 
 

(1) Der Vorstand leitet und führt den Verein nach Maßgabe der Satzung und der Ordnun-
gen, wie es der Vereinszweck zur Förderung der Mitglieder und damit der Vereinsin-
teressen erfordert. 

(2) Der Vorstand ist für sämtliche Vereinsangelegenheiten zuständig, soweit diese nach 
dieser Satzung nicht ausdrücklich der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. 

(3) Der Vorstand regelt im Rahmen seiner Gesamtaufgaben die Aufgaben- und Verant-
wortungsbereiche seiner Mitglieder selbst und gibt sich einen Geschäftsverteilungs-
plan. 
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(4) Der Vorstand ist analog § 179 Abs. 1 S. 1 AktG befugt, Änderungen der Satzung mit 
einfacher Mehrheit zu beschließen, die nur die Fassung betreffen und aufgrund von For-
derungen des Registergerichts im Wege der Eintragung einer Satzungsänderung oder 
des Finanzamtes aus steuerrechtlichen Gründen erforderlich sind.   

 
§ 17. Kassenprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von vier Jahren zwei Kassenprüfer, 
welche nicht Mitglieder des Vorstands sein dürfen. 

(2) Scheidet ein gewählter Kassenprüfer während der Amtszeit gleich aus welchem Grund 
aus, so kann der Vorstand ein anderes Mitglied für die verbleibende Amtszeit der Kas-
senprüfer bis zur nächsten regulären Wahl berufen. 

(3) Dem Kassenprüfer obliegt die Prüfung aller Kassen des Vereins. Der Kassenprüfer ist 
zur umfassenden Prüfung der Kassen einschließlich des Belegwesens in sachlicher 
und rechnerischer Hinsicht berechtigt und verpflichtet. 

(4) Der Prüfungsbericht ist der Mitgliederversammlung vorzulegen und zu erläutern. Bei 
festgestellten Beanstandungen ist zuvor der Vorstand zu unterrichten. 

§ 18. Haftungsbeschränkungen 
 

(1) Der Verein, seine Organmitglieder und die im Interesse und für den Zweck des Ver-
eins im Auftrag handelnden Personen, haften gegenüber den Mitgliedern im Innenver-
hältnis nicht für fahrlässig verursachte Schäden oder Verluste, die Mitglieder im Rah-
men des Vereinsbetriebes bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen und Gegen-
ständen des Vereins oder bei Veranstaltungen erleiden, soweit solche Schäden oder 
Verluste nicht durch die Versicherungen des Vereins gedeckt sind. Soweit hiernach 
Versicherungsschutz besteht, ist § 31a Abs. 1 S.2 BGB nicht anzuwenden. 

(2) Werden die Personen nach Abs. (1) von Dritten im Außenverhältnis zur Haftung her-
angezogen, ohne das Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, so haben diese gegen 
den Verein einen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der Ansprü-
che sowie auf Freistellung von den Ansprüchen Dritter. 

§ 19. Auflösung des Vereins und Liquidation 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck unter Einhal-
tung einer Frist von vier Wochen einberufenen außerordentlichen Mitgliederversamm-
lung beschlossen werden. 

(2) In dieser Versammlung müssen mindestens ¾ aller Mitglieder anwesend sein. Wird 
diese Mehrheit nicht erreicht, ist innerhalb von 14 Tagen eine weitere Mitgliederver-
sammlung einzuberufen, die dann ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mit-
glieder beschlussfähig ist. Darauf ist auf der Einladung ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) Für den Beschluss zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(4) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind im Falle der Auflö-
sung des Vereins die Mitglieder des Vorstandes nach § 26 BGB als Liquidatoren be-
stellt. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-
cke fällt das Vermögen an die Stadt Schwarzenberg, die es unmittelbar und aus-
schließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

 



 

 10 

§ 20. Gültigkeit der Satzung 

(1) Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 04.03.2023 beschlossen. 
(2) Die Satzung trifft mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 
(3) Alle bisherigen Satzungen des Vereins treten mit der Eintragung dieser Satzung außer 

Kraft. 

 

************ 

 


